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Wir bringen unsere tiefe Sorge über die fortwährenden tödlichen und rechtswidrigen
Angriffe auf die Zivilbevölkerung, zivile Infrastruktur und humanitäre Einsätze zum
Ausdruck, die sich während der andauernden heftigen Kämpfe überall in den Regionen
Kordofan und Darfur ereignen. Durch die jüngste schwerwiegende Eskalation von
Drohnen‑ und Luftangriffen, die sich auch auf vertriebene Zivilistinnen und Zivilisten,
Gesundheitseinrichtungen, Lebensmittelkonvois und die Umgebung von humanitären
Lagern auswirken, wurde eine erhebliche Anzahl an Zivilpersonen getötet oder verwundet
und werden der humanitäre Zugang und humanitäre Versorgungswege weiter
unterbrochen.

Allein in den letzten Wochen wurden durch Drohnen‑ und Raketenangriffe auf Lastwagen und
Lagerhäuser des Welternährungsprogramms sowie auf Gesundheitseinrichtungen Zivilpersonen und
humanitäres Personal getötet oder schwer verletzt sowie dringend benötigte humanitäre Güter und
humanitäre Infrastruktur zerstört. Vorsätzliche Angriffe auf humanitäres Personal, humanitäre
Fahrzeuge oder Güter sowie die mutwillige Behinderung der Versorgung mit Hilfsgütern stehen im
Widerspruch zum humanitären Völkerrecht und können Kriegsverbrechen darstellen.

Die Regionen Darfur und Kordofan bilden weiterhin das Epizentrum der weltweit größten Krise mit
Blick auf humanitäre Hilfe und den Schutz der Bevölkerung. Sexualisierte und
geschlechtsspezifische Gewalt grassiert, es wurde eine Hungersnot bestätigt und akuter Hunger
breitet sich weiter aus. Allein in der Region Kordofan wurden in den letzten Monaten bis zu 100.000
Menschen vertrieben. Laut dem Hohen Kommissar der Vereinten Nationen für Menschenrechte
Volker Türk besteht die Gefahr, dass sich die im Oktober letzten Jahres in und um Al-Faschir von
den RSF und den mit ihnen verbündeten Milizen ausgehenden Menschenrechtsverletzungen und
‑verstöße jetzt in der Region Kordofan wiederholen. Wir wiederholen nachdrücklich unseren Aufruf
an die Rapid Support Forces (RSF), die Sudanesischen Streitkräfte (SAF) und die mit ihnen
verbündeten Milizen, die Kampfhandlungen unverzüglich einzustellen.

Wir verurteilen die abscheuliche Gewalt gegen die Zivilbevölkerung, insbesondere gegen Frauen
und Kinder, und alle schwerwiegenden Verstöße gegen das humanitäre Völkerrecht auf das
Schärfste. Diese Verstöße können Kriegsverbrechen oder Verbrechen gegen die Menschlichkeit
darstellen und müssen unverzüglich und unparteiisch untersucht werden; diejenigen, die für
Völkerrechtsverbrechen verantwortlich sind, müssen zur Rechenschaft gezogen werden.

Alle Parteien müssen das humanitäre Völkerrecht einhalten, was die Verpflichtung umfasst, einen
schnellen, sicheren und ungehinderten Zugang der notleidenden Bevölkerung zu Nahrung,
medizinischer Versorgung und anderen lebenswichtigen Gütern zu ermöglichen und zu erleichtern.
Zivilpersonen einschließlich humanitären Personals müssen jederzeit geschützt sein, insbesondere
Frauen und Mädchen, die weiterhin der Gefahr sexualisierter und geschlechtsspezifischer Gewalt
ausgesetzt sind. Denjenigen, die fliehen, muss sicheres Geleit gewährt werden.

Wir stehen an der Seite der Menschen in Sudan und der lokalen wie internationalen humanitären
Organisationen, die unermüdlich und unter extrem herausfordernden Bedingungen arbeiten, um der



Bevölkerung zu helfen.
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